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Vorsorge bedeutet per definitionem

ein auf die Zukunft gerichtetes «Sor-

gen» oder ein «Bemühen um Abhil-

fe». Diesem Sorgen für die Zukunft

tragen Einrichtungen wie die Alters-,

Hinterlassenen- und Invalidenvor-

sorge im Rahmen des Schweizeri-

schen Sozialversicherungsgesetzes

Rechnung. Diese Einrichtungen wer-

den im Folgenden vorgestellt unter

besonderer Berücksichtigung der

beruflichen Vorsorge. 

Hannes Michel

Im Vergleich zu anderen europäischen
Staaten führte die Schweiz erst relativ
spät, nämlich 1948, eine staatlich gere-
gelte Alters- und Invalidenvorsorge ein.
Eine berufliche Vorsorge auf freiwilliger

Basis existierte jedoch
schon viel früher. Grös-
sere Unternehmen oder
öffentliche Einrichtun-
gen versicherten teil-
weise ihre Arbeitneh-
merschaft seit den
Zwanzigerjahren frei-
willig in den firmenei-
genen Fürsorgekassen.
Doch fehlten hierzu
über lange Zeit gesetz-
liche Regelungen be -

ziehungsweise Verpflichtungen. Erst 1972
wurde das sogenannte Drei-Säulen-Kon-
zept der schweizerischen Sozialversiche-
rungen in der Bundesverfassung veran-
kert. Das Obligatorium der beruflichen
Vorsorge BVG und dessen Ausführungs-
bestimmungen traten allerdings erst
1985 in Kraft. Da die Vielfalt bereits be-
stehender Lösungen berücksichtigt wur-
de, war das BVG ursprünglich als schlan-
kes Rahmengesetz konzipiert. Es defi-
nierte die Minimalanforderungen einer
beruflichen Vorsorge, im Übrigen erlaub-
ten die Bestimmungen eine sehr flexible
Ausgestaltung verschiedenster Lösun-
gen. Der liberale Charakter des Rahmen-
gesetzes führte dazu, dass die berufliche
Vorsorge namentlich im Bereich der ho-
hen und höchsten Einkommensklassen
bisweilen zum reinen Steuersparinstru-
ment umfunktioniert wurde. Um diesem
Wildwuchs Einhalt zu gebieten, wurden
mit der ersten BVG-Revision per 1.1.2006
sowohl Gesetz als auch Verordnungen
deutlich umfangreicher, in vielen Berei-
chen aber auch klarer gefasst.

Drei-Säulen-Konzept
Dieses Konzept des schweizerischen Vor-
sorgesystems fusst auf drei Pfeilern:
• 1. Säule: Staatliche Vorsorge (AHV/IV
und ALV)

• 2. Säule: Berufliche Vorsorge (BVG und
UVG)

• 3. Säule: Private Vorsorge (gebundene,
steuerbefreite und freie Vorsorge).

Die erste (staatliche) Säule bezweckt die
Existenzsicherung und ist obligatorisch.
Die Durchführung obliegt in der Regel
staatlichen Stellen (Ausgleichskassen).

Finanziert wird sie durch Beiträge der
Versicherten und der Arbeitgeber sowie
zusätzlich durch Steuergelder von Bund
und Kantonen. Sie erbringt Leistungen
an Versicherte bei Invalidität, im Alter
und im Todesfall. Die erste Säule ist nach
dem Umlageverfahren organisiert. Einge-

nommene Beiträge werden gleich wieder
zur Finanzierung der laufenden Renten
verwendet. Schwankungen werden mit
einem Ausgleichsfonds in Höhe von min-
destens einer Jahresausgabe (Art. 107,
Abs. 3 AHVG) aufgefangen. Zurzeit be-
läuft sich das Vermögen des Ausgleichs-
fonds auf 30 bis 35 Milliarden Franken.
Dieses System reagiert stark auf demo-
grafische Veränderungen der Bevölke-
rungsstruktur.
Die zweite (berufliche) Säule soll die Fort-
führung des gewohnten Lebensstandards
nach der Pensionierung gewährleisten.

Obligatorisch versichert sind Arbeitneh-
mende, deren Einkommen ein gesetzlich
festgelegtes Minimum übersteigt. Die
Durchführung obliegt den Arbeitgebern
und Arbeitnehmern. Die Finanzierung
erfolgt durch die Beiträge von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern ohne staatliche

Mittel. Die zweite Säule erbringt wie die
erste Säule Leistungen an Versicherte bei
Invalidität und im Alter sowie an Hinter-
bliebene im Todesfall. Die zweite Säule ist
nach dem Kapitaldeckungsverfahren or-
ganisiert. Jeder Versicherte äufnet wäh-
rend der Dauer seines Erwerbslebens ei-
nen individuellen «Spartopf», der zur Fi-
nanzierung der Alters- und teilweise der
Invaliditäts- beziehungsweise Todesfall-
leistungen verwendet wird. Die gesamt-
haft in allen Schweizer Pensionskassen
angesparten Altersguthaben belaufen
sich nach letzten Erhebungen auf etwa
600 Milliarden Franken. Das Kapitaldec-
kungsverfahren reagiert weniger stark
auf demografische Veränderungen als
das Umlageverfahren.
Die dritte (private) Säule umfasst sämtli-
che Massnahmen zur Verbesserung der
persönlichen Vorsorgesituation in Form
von Selbstvorsorge. Durch individuelle
Ergänzung lassen sich allfällige Vorsor-
gelücken schliessen. Man unterscheidet
die in bestimmtem Umfang steuerbefrei-
te Säule 3a (Bank- oder Versicherungs-
sparen) und die nicht steuerbefreite 
Säule 3b (freie Vermögensbildung, Wert-
schriften, Liegenschaften usw.). 

Die zweite Säule: 
mehr als nur ein Spartopf
Die mittlere, zweite Säule hat nicht nur
sinnbildlich, sondern auch real häufig die
grösste Last zu tragen. Im Lauf der Jahre,
sicher aber seit Einführung des Obligato-
riums, ist sie für viele Versicherte der
wichtigste Vorsorgepfeiler geworden. Häu-
fig ist der Grossteil des persönlichen Ver-
mögens in der zweiten Säule gebunden. 
Die zweite Säule hat als ursprüngliche
Altersvorsorge ihre Funktion stark erwei-
tert und ist heute weit mehr als nur ein
Spartopf für den Altersbatzen:
Die Absicherung der Risiken Todesfall
und Invalidität ermöglicht zumindest im
obligatorischen Bereich zusammen mit
den Leistungen aus der ersten Säule
(AHV/IV) eine angemessene Sicherstel-
lung des gewohnten Lebensstandards.
Bei Einkommen, die weit über dem BVG-
Obligatorium von 79 560 Franken liegen,
ist dafür allerdings in der Regel eine Zu-
satzversicherung erforderlich. Die Risi-
koabdeckung im Rahmen der zweiten
Säule erfolgt nach Kollektivtarifen und
ist (vor allem für ältere Versicherte) daher
meist wesentlich günstiger als eine Ein-
zelversicherung.
Mit Einführung des WEF (Bundesgesetz
über die Wohneigentumsförderung mit
Mitteln der zweiten Säule) kann die zwei-
te Säule zum Erwerb von selbst genutz-
tem Wohneigentum verwendet werden.
Das angesparte, vorhandene Altersgut-
haben lässt sich in gewissem Rahmen
(als Eigenmittel) vorbeziehen oder (als
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Risiken… mit ihnen leben wir im ärztlichen Alltag immer. Man kann sich gegen fast alles  absichern,
nur:   Erstens kommt es anders und zweitens als man denkt, wusste schon Wilhelm Busch. Zudem: Wir
wollen ja nicht nur praktizieren, um Löhne, Miete, Steuern und Versicherungsprämien zu bezahlen.
Wo also liegt der goldene Mittelweg? Unsere  Rubrik DoXRisk möchte Ihnen hier helfen.
Das DoXMart-Team schätzt sich glücklich, Ihnen die Firma Mark & Michel, Ärzteberatung, Zürich,
vorstellen zu können. Sie wird an dieser Stelle aktuelle Fragen zu Versicherung und Vorsorge in kur-

zen Artikeln behandeln. Mark & Michel ist unter anderem beauftragte Durchführungsstelle der Pro-
Medico-Stiftung, Verbandsvorsorge der 2. Säule für Ärztinnen und Ärzte, sowie Geschäftsstelle des In-
teressenverbandes für Ärzte und  andere akademische Berufe. Sie verfügt damit über grosse  Erfahrung
und Kompetenz in allen Versicherungsfragen rund um die ärztliche  Praxis. Wir danken unserer neu-
en Partnerfirma Mark &  Michel für die B etreuung der Rubrik DoXRisk.

Hannes Michel

Gegenüberstellung der 2. und 3. Säule

Vergleichsmerkmale Vorsorge 2. Säule Gebundene Vorsorge 
Säule 3a

Jährliche, vom Einkommen Max. 25% des Praxisrein- Max. 20%, höchstens Fr. 31 824.–
absetzbare Beiträge einkommens ohne obere Limite

Einkauf fehlender Beitragsjahre möglich nicht möglich

Bezug der Leistungen flexibel (gem. Reglement) starr, obere Alterslimite
65 (Männer), 64 (Frauen)

Auswirkung der Beiträge auf reduziert teilweise AHV/IV- keine Reduktion der AHV/IV- 
Ihre AHV-Beitragspflicht Beitragspflicht * Beitragspflicht

Rentabilität/Verzinsung Mindestverzinsung auf  variabler Zinssatz,  
Obligatorium von derzeit 2,5% ohne Garantie

Risikoprämien günstiger Kollektivtarif nur Einzeltarif
Tod/Invalidität

* Bei der Bemessung des AHV-pflichtigen Einkommens werden mindestens 50% der persönlichen Beiträge an die 2. Säule dem Geschäftsaufwand 
zugerechnet, das heisst abgezogen.
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Bankgarantie) verpfänden. Auch die
Rückzahlung von bestehenden Hypothe-
ken ist möglich.
Bei Aufnahme einer selbstständigen Tä-
tigkeit kann das persönliche Altersgut-
haben bar bezogen und in den neu ge-
gründeten Betrieb investiert werden. Da-
mit werden entweder die Verschuldung
tief gehalten und/oder dem Betrieb die in
der Aufbauphase notwendigen Mittel zur
Verfügung gestellt. 
Mit freiwilligen Beiträgen an die zweite
Säule unter dem Titel «Einkauf von feh-
lenden Beitragsjahren» oder der Vorfi-
nanzierung einer frühzeitigen Pensionie-
rung lässt sich die Altersvorsorge ver -
bessern und die steuerliche Situation
optimieren. Diese Einkäufe sind wie die
ordentlichen Beiträge vom steuerbaren
Einkommen bei Bund und Kantonen ab-
setzbar. 

Eine flexible Lösung für 
Selbstständigerwerbende
Die Versicherung im Rahmen der zweiten
Säule ist für Arbeitnehmende durch das
gesetzliche Obligatorium geregelt. Vor-
sorgeeinrichtungen bieten Vorsorgepläne
zur Versicherung der Arbeitnehmer an.
Arbeitgeber und die betriebliche Verwal-
tungskommission definieren die Eck -
punkte der Vorsorge. Im überobligatori-
schen Bereich können unterschiedliche
Mitarbeiterkategorien definiert und in
verschiedenen Plänen versichert werden
(Kaderpläne).
Die berufliche Vorsorge für Selbststän -
dig erwerbende hingegen ist freiwillig,
aber nicht in jedem Falle ohne Weiteres
möglich. Selbstständigerwerbende kön-
nen sich entweder über die Vorsorgelö-
sung ihrer Arbeitnehmer, über die Vor-
sorgeeinrichtung ihres Berufsverbandes
oder über die Stiftung Auffangeinrich-
tung BVG versichern. Bei einer Versiche-
rung über die Arbeitnehmervorsorge im
Rahmen einer Sammelstiftung bei einer
Versicherung oder Bank muss sich der
Selbstständigerwerbende in den gleichen
Plänen versichern wie seine Arbeitneh-
menden. Beschäftigt er kein BVG-pflich-
tiges Personal, fällt diese Möglichkeit weg. 
Die Stiftung Auffangeinrichtung BVG
wiederum versichert lediglich das BVG-
Obligatorium und stellt somit in der Re-
gel keine valable Alternative dar. Die
wirklich interessante und meist flexibels -
te Lösung ist es, sich über die Vorsorge-
einrichtung des Berufsverbandes (Ver-
bandsvorsorge) zu versichern. Im Rah-
men einer Verbandsvorsorge können sich
Selbstständigerwerbende mit oder ohne
Personal, unabhängig von deren Lösung,
versichern. Diese bieten in der Regel spe-
ziell auf die Bedürfnisse der Betriebsin-
haber ausgestaltete Vorsorgepläne an,
mit unterschiedlich ausgeprägten Spar-
beziehungsweise Risikokomponenten. 

Kriterien zur Entscheidungsfindung
In einer Vielfalt von Vorsorgemodellen
und -einrichtungen gilt es für den Ar-
beitgeber, die richtige Wahl zu treffen.
Laien sind bei einem solchen Entscheid
stark gefordert. Doch gibt es bestimmte
Kriterien, die bei der Entscheidungsfin-
dung helfen können:
Deckungsgrad: Der Deckungsgrad einer
Vorsorgeeinrichtung widerspiegelt deren
finanzielle Verfassung. Liegt er über 100
Prozent, kann die Vorsorgeeinrichtung zu

diesem Zeitpunkt sämtlichen Verpflich-
tungen nachkommen. Bei einem De -
ckungsgrad von unter 100 Prozent ist Vor-
sicht angebracht, besonders, wenn Kapi-
tal aus früheren Vorsorgeverhältnissen
(Freizügigkeitsguthaben) eingebracht wird.
Unterdeckungen entstehen in der Regel,
wenn die Anlageerträge der Stiftung über
längere Zeit nicht die geforderte gesetzli-
che oder reglementarische Verzinsung der
Altersguthaben erbringen können.
Anlagerendite: Die jährliche Rendite ei-
ner Stiftung sollte nie isoliert nur über
ein Jahr beurteilt werden. Hohe Renditen

über einige Jahre hinweg sind auch nicht
unbedingt Garant für eine qualitativ gu-
te Anlagestrategie, denn sie weisen auf
hohe Risikobereitschaft hin. Hingegen
liefern die Renditeschwankungen über
eine Periode von fünf bis zehn Jahren ei-
nen Hinweis über das eingegangene An-
lagerisiko.
Verzinsung Sparguthaben: Altersgutha-
ben auf dem obligatorischen Teil der Vor-
sorge müssen zum Mindestzinssatz von
derzeit 2,5 Prozent verzinst werden. Im
überobligatorischen Teil der Vorsorge 
haben die Pensionskassen diesbezüg -

lich freie Hand. Theoretisch ist sogar ein
Zinssatz von 0 Prozent möglich. Da häu-
fig der höhere Teil des Altersguthabens
im überobligatorischen Bereich liegt, ist
diesem Punkt grosse Beachtung zu
schenken.
Umwandlungssatz für Altersrenten: Auf
dem obligatorischen Teil der Vorsorge ist
der Rentensatz gesetzlich vorgeschrie-
ben. Er beträgt zurzeit 7,10 Prozent
(Männer) beziehungsweise 7,15 Prozent
(Frauen) und wird bis 2014 auf 6,80 Pro-
zent gesenkt. Eine stärkere und rasche-
re Senkung wird derzeit im Parlament
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dis kutiert. Bei der Verrentung des über-
obligatorischen Altersguthabens haben
die Kassen ebenfalls freie Hand. Eine tie-
fere Verzinsung als beim Obligatorium ist
normal und langfristig realistisch. Ach-
tung: Prognostizierte Renten und Alters-
guthaben stützen sich auf zu viele hypo-
thetische Faktoren und eignen sich daher
nicht als Auswahlkriterium.
Risikobeiträge: Die Höhe der Risikobei-
träge ist vom Schadenverlauf einer Stif-
tung abhängig, aber auch vom Umstand,
ob eine Vorsorgeeinrichtung die Risiken
autonom trägt oder rückversichert ist.

Ebenso abhängig ist der Risikobeitrag
von der Höhe der versicherten Leistun-
gen. Bei der Vielzahl von Vorsorgelösun-
gen ist ein 1:1-Vergleich meist schwierig
bis unmöglich.
Planangebot: Eine Auswahl von Vorsor-
geplänen beziehungsweise deren Kombi-
nation, welche die persönlichen Bedürf-
nisse möglichst optimal abdecken, ist 
sicherlich ein wichtiges Entscheidungs-
kriterium. Diese Möglichkeiten bieten in
erster Linie Verbandsvorsorgeeinrichtun-
gen, welche die Planangebote für ihre
spezifischen Berufsgruppen bereithalten.

Dienstleistungsangebot: Die Vorsorge
der zweiten Säule ist ein komplexes Ge-
biet mit vielen Funktionen und im steten
Wandel begriffen. Es gilt also, die zweite
Säule den sich laufend ändernden Be-
dürfnissen periodisch anzupassen und
gegenüber anderen Versicherungen zu
koordinieren beziehungsweise abzugren-
zen. Dafür braucht es eine professionel-
le und kontinuierliche Beratungsdienst-
leistung. Dieser ausserordentlich wichti-
ge Faktor ist im Entscheidungsprozess
entsprechend zu gewichten und zu be-
rücksichtigen.

Abgrenzung zu anderen 
Vorsorgeformen 
Zusätzlich zur beruflichen Vorsorge dür-
fen im Rahmen der Säule 3a weitere steu-
erlich anerkannte Vorsorgeformen be-
trieben werden. Arbeitnehmende oder
Selbstständige, welche einer zweiten
Säule angehören, dürfen im Rahmen der
Säule 3a (Bank- oder Versicherungslö-
sung) jährlich maximal 6365 Franken
steuerlich begünstigt einzahlen (kleine
dritte Säule). Bei Selbstständigerwerben-
den ohne zweite Säule ist der Maximal-
beitrag auf 31 824 Franken pro Jahr be-
grenzt (grosse dritte Säule). Eine Kombi-
nation aus zweiter Säule und (kleiner)
Säule 3a stellt für Selbstständigerwer-
bende meist eine bessere Lösung dar als
eine grosse Säule 3a. 

Fazit
Die zweite Säule ist aus der schweizeri-
schen Vorsorgelandschaft nicht mehr
wegzudenken. Sie sollte auch von Selbst-
ständigerwerbenden entsprechend ihrer
Stellung im Drei-Säulen-Konzept (näm-
lich an zweiter Stelle nach der AHV/IV),
vorzugsweise im Rahmen einer Ver-
bandslösung, genutzt werden. Die Mög-
lichkeiten einer zusätzlichen kleinen drit-
ten Säule bleiben bestehen. Nur eine
sinnvolle, ausgewogene und auf alle drei
Säulen breit abgestützte Altersvorsorge
garantiert letztlich, dass dem dritten Le-
bensabschnitt gelassen entgegengeblickt
werden kann. �
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Folsäure-Einnahme
und Hirnschlagrisiko 
Eine im «Lancet» publizierte Studie
hat den Einfluss der Folsäure-Ein-
nahme auf die Hirnschlaginzidenz
untersucht.

Die Autoren haben die Daten von acht
randomisierten Studien analysiert. Vor-
aussetzung für den Einschluss einer Stu-
die in die Analyse war die Evaluation eines
Effektes von Folsäure und das Auftreten
von Hirnschlägen als definierter End-
punkt. Berechnet wurden schliesslich die
relativen Hirnschlagrisiken in Abhängig-
keit von der Folsäure-Einnahme nach Ab-
gleich der Resultate bezüglich verschiede-
ner möglicher Verzerrungsfaktoren.
Die Einnahme von Folsäure war mit einer
signifikanten Hirnschlag-Risiko-Reduktion
um 18% assoziiert (RR 0,82, p = 0,045). Die
grösste Risikoreduktion war nachweisbar
bei Folsäure-Einnahme während mehr als
drei Jahren (RR 0,71, p = 0,001), bei Sen-
kung der Homocysteinkonzentration um
mehr als 20% (RR 0,77, p = 0,012), bei
Einnahme von nicht oder lediglich teilwei-
se angereichertem Getreide (RR 0,75, 
p = 0,003) und bei Patienten ohne Hirn-
schlaganamnese (RR 0,75, p = 0,002). �

Quelle: dde/tellmed.ch (The Lancet 2007; 369:
1876–1882 – Wang X et al.)


